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1 Einleitung 

1.1 Problemstellung 

In der aktuellen Auflage der Insolvenzordnung (InsO), welche zum 01.01.1999 in Kraft 

getreten ist, ist durch § 1 InsO das oberste Verfahrensziel, die Gläubiger gemeinschaftlich 

zu befriedigen. Mit der Neueinführung dieser InsO wird jedoch auch erkennbar, dass der 

Gesetzgeber nun auch die Sanierung notleidender Unternehmen vorsieht, anstatt diese zu 

liquidieren.1 Es sollte ein Grundstein für den Erhalt der Unternehmen gelegt werden, da-

mit sie wieder wettbewerbsfähig werden, bzw. es weiterhin bleiben. Als Vorbild galt das 

erfolgsversprechende amerikanische Insolvenzrecht nach Chapter 11, da die dortigen Sa-

nierungen sehr erfolgreich verlaufen und eine zweite Chance für ein Unternehmen als ein 

gängiges Verfahren angesehen wird. Allerdings konnte dieser Erfolg nach Deutschland 

nicht übertragen werden, sodass wieder ein Handlungsbedarf seitens des Gesetzgebers 

geboten war. Es folgte die Einführung des Gesetzes zur weiteren Erleichterung der Sa-

nierung von Unternehmen (ESUG) und mit ihr neue Instrumente, die mit ihrer Umsetzung 

in der Praxis zu einer neuen Insolvenzkultur in Deutschland führen sollten.2  

Dem Unternehmen stehen für die Sanierung folgende Instrumente zur Verfügung:3 

� übertragende Sanierung 

� Insolvenzplanverfahren sowie 
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fahren. 

Die Unternehmensfortführung ist dabei für das ESUG und seinen Instrumenten eine we-

sentliche Voraussetzung und ein direkter Unterschied zum Regelinsolvenzverfahren, mit 

welcher das Unternehmen aufgelöst werden würde.4 

Wie bereits erwähnt, bleibt trotz der neuen Sanierungsmöglichkeit durch die Einführung 

des ESUG weiterhin das oberste Gebot bestehen, dass die Gläubiger gemeinschaftlich 

befriedigt werden sollen. Hierzu dient vor allem auch das Anfechtungsrecht der InsO, 

mithilfe dessen die Möglichkeit besteht, die Insolvenzmasse in den Zustand zurückzuver-

setzen, welcher bestanden hätte, wenn eine für andere Gläubiger benachteiligende 

                                                 
1   Vgl. Diss. Lixfeld, S. (2010), S. 1. 
2   Vgl. Vgl. Harant, I. (2013), S. 1. 
3   Hohberger, S., et al. (2014), S. 328. 
4   Vgl. Hohberger, S., et al. (2014), S. 328. 
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